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La ligne ferroviaire ent-
re Moutier et Soleure 
pourrait être supprimée 
d’ici fin 2016. Cette 
ligne ne doit pas mourir! 

Elle relie les communes de la région 
soleuroise du Thal et celle du Grand Val. 
Elle peut faciliter l’accès à la gare TGV 
de Meroux aux habitants du Plateau. 
Elle peut permettre le développement 
de zones d’habitat proches des gares. 
Elle est un moyen de déplacement 
indispensable à de nombreux travail-
leurs, étudiant-e-s et écoliers-ères. 
Elle décharge la route d’un trafic en 
constante augmentation et évite des 
détours routiers absurdes. Elle favorise 
le tourisme doux dans le Parc Naturel 
régional du Thal et permet un accès au 
nouveau télécabine du Weissenstein. 

Pierre Amstutz, 
député, Les Verts Jura bernois

In rund einem Jahr wählt die 
Schweiz. Im Kanton Bern geht es 
neben zwei Ständeratsmandaten 
um 25 Nationalratssitze. Trotz 
einem Berner Mandat weniger 

wollen die Grünen ihre drei Sitze im Nationalrat 
verteidigen. Das ist dringend nötig, denn: Die 
Grünen bekämpfen Armut, nicht die Sozialhilfe 
(S. 5). Die Grünen setzen sich gegen Steuer- und 
Standortdumping ein (S. 7), nicht gegen Migran-
tInnen (S. 8). Die Grünen treiben die Energiewen-
de voran (S. 2), nicht die Zersiedelung (S. 4). Dafür 
brauchen wir eine starke Vertretung im Bundes-
haus.

Spitzenquartett für die 
eidgenössischen Wahlen 2015
Mit Regula Rytz, Aline Trede und Alec von Graf-
fenried treten die drei bisherigen Berner Natio-
nalratsmitglieder im Oktober 2015 wieder zu den 
Wahlen an. Das Trio wird ergänzt durch Christine 
Häsler als Ständeratskandidatin. An der Dele-
giertenversammlung vom 14. Oktober haben die 
Delegierten die 51-jährige Oberländerin einstim-
mig (bei 10 Enthaltungen) als Ständeratskandida-
tin nominiert.

Am 14. Oktober haben die Grünen Kanton Bern Christine Häsler einstimmig, bei einigen Enthaltun-
gen, als Ständeratskandidatin für die Wahlen 2015 nominiert. Als erfahrene und bündnisfähige Poli-
tikerin bringt sie ideale Voraussetzungen mit, um den Kanton Bern im Ständerat zu vertreten.

Christine Häsler tritt an
Ständeratswahlen 2015
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Christine Häsler ist seit 2002 Mitglied des 
Grossen Rates und leitete die Grüne Grossrats-
fraktion von 2006 bis 2014 als Fraktionspräsiden-
tin. Ihre bisherigen politischen Schwerpunkte 
hat sie in sozial- und gesellschaftspolitischen 
Themen gesetzt. So gehen unter anderem der 
Fonds für Opfer von administrativen Massnah-
men (S. 3) und zahlreiche behindertenpolitische 
Errungenschaften auf die Arbeit von Christine 
Häsler zurück. Als erfahrene Grossrätin gilt sie 
über die Parteigrenzen hinweg als bündnisfähige, 
zuverlässige und gut vernetzte Politikerin. Ihre 
glanzvolle Wiederwahl im März 2014 (zweitbest-
gewähltes Grossratsmitglied aus dem bürgerlich 
geprägten Verwaltungskreis Interlaken-Ober-
hasli) illustriert ihre breite Abstützung. Damit 
bringt Christine Häsler die besten Voraussetzun-
gen mit, um den Kanton Bern sowie soziale und 
ökologische Anliegen im Ständerat zu vertreten.

Regula Tschanz, 
Geschäftsführerin Grüne Kanton Bern

Die Nominationsrede von Christine Häsler 
vom 14. Oktober können Sie nachlesen auf  
http://tinyurl.com/ot5uany.
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Es war ein eindrückliches Erleb-
nis, wie junge Berufsleute in der 
Ausbildung an den Schweizer Be-
rufsmeisterschaften mit Stolz, 
Konzentration und sichtlicher 

Freude an ihrem Können zeigten, was in ihnen 
steckt.

Neben der Freude am Einsatz von Gärtne-
rinnen, Strassenbauern, Fachangestellten Ge-
sundheit und vielen anderen war es für mich 
eindrücklich zu sehen, wie Zehntausende von 
jugendlichen BesucherInnen ihren Gleichaltri-
gen beim engagierten Schaffen zusahen. Da war 
wenig zu spüren von der oft unkonzentrierten 
Stimmung, wenn Tausende von SchülerInnen 
gleichzeitig über eine Messe gehen. Das Engage-
ment Gleichaltriger hat ganz offensichtlich be-
eindruckt.

Duales System der Berufsbildung – 
ein Erfolgsmodell
Die Basis des Erfolgs unserer Wirtschaft legt un-
sere Berufsbildung. Zwar erwerben bei uns weni-
ger junge Erwachsene einen Hochschulabschluss 
als in anderen Ländern. Doch in diesen Ländern 
haben viele zwar einen Hochschulabschluss – fin-

SwissSkills Bern 2014

Berufsbildung – 
attraktiv und erfolgreich

Berner Ener-
giepioniere

Der Kanton Bern 
hängt heute am Tropf 
von ausländischen 
Energielieferanten. 
Das ist unsicher und 

schadet der Umwelt. Und die über 
eine Milliarde Franken, die die Ber-
nerInnen und die Wirtschaft jährlich 
für fossile Energien und Uran «zum 
Fenster rauswerfen», schmerzen. 
Das muss nicht sein: Energieforsche-
rInnen und Unternehmen aus dem 
Kanton beteiligen sich am weltwei-
ten Wettlauf, die Energieversorgung 
kontinuierlich auf 100 Prozent erneu-
erbare Energien umzustellen.

Die Fortschritte in der Photovol-
taik und bei der Windenergie sind 
heute grösser, als bislang erwar-
tet. Dieser Erfolg hat auch mit der 
Schweiz und dem Kanton Bern zu 
tun. So hat Albert Einstein seinen  
Nobelpreis für die Erklärung des 
photoelektrischen Effekts erhalten. 
Vor 30 Jahren haben sich drei junge 
Berner Ingenieure, Markus Heimli-
cher, Josef Jenni und ich, überlegt, 
wie man die Sonnenenergie- 
Nutzung vorwärts bringen könnte. 
Das Resultat: die Tour de Sol 1985, 
das weltweit erste Rennen mit solar-
betriebenen Fahrzeugen. Seither 
beschäftigen sich die IngenieurInnen 
der Berner Fachhochschule mit Pho-
tovoltaik auf Fahrzeugen, Booten, 
Flugzeugen und Häusern. 1989 for-
derte ein grüner Politiker in Burgdorf, 
dass für produzierten Solarstrom 
eine «kostendeckende Vergütung» 
von damals einem Franken pro Kilo-
wattstunde bezahlt werden müsse. 
Burgdorfs «Solarstrom-Börse» wurde 
zum Modell: Vor allem die Aufnahme 
einer kostendeckenden Einspeise-
vergütung in Deutschland hat der 
Photovoltaik zum weltweiten Durch-
bruch verholfen.

Urs Muntwyler, 
Professor für Photovoltaik

Urs Muntwyler hat die Grünen von 
2012 bis 2014 im Grossen Rat vertre-
ten. Um sich mit voller Kraft für die 
Photovoltaik-Forschung einzusetzen, 
ist er im September zurückgetreten. 
In den Grossen Rat rückte Bruno 
Vanoni aus Zollikofen nach.

den aber nachher «nur» eine Stelle als Taxichauf-
feur oder einen Hilfsjob im Bau. Mit den entspre-
chenden Frustrationen, die erworbene höhere 
Bildung nicht einsetzen zu können.

In der Schweiz hingegen beginnen fast drei 
Viertel der Jugendlichen ihren Weg über eine be-
rufliche Grundbildung. Mit dem dualen System 
haben sie von Anfang an einen Lehrvertrag mit 
einer Unternehmung, lernen den «Berufsethos» 
im Betrieb kennen und sehen die Herausforde-
rungen in der Praxis. Und: Die Durchlässigkeit ist 
hervorragend. Die Berufsmaturität gibt Zugang 
zu den Fachhochschulen oder – via Passerelle – 
auch zur Universität. Die höhere Berufsbildung 
eröffnet weitere Wege.

In der Schweiz kann heute jedem Jugendlichen 
mit bestem Gewissen gesagt werden: «Du kannst 
deinen Weg über die berufliche Grundbildung 
oder über das Gymnasium wählen – beide sind 
gleichwertig und öffnen dir nachher alle Chan-
cen.» Tragen wir diesen Spirit weiter – gerade 
auch zu den Schulen und Eltern, die den Jugend-
lichen bei der Berufswahl helfen.

Bernhard Pulver, 
Regierungsrat und Erziehungsdirektor

Im September fanden in Bern die ersten Schweizer Berufsmeisterschaften statt, die «SwissSkills 
Bern 2014». Rund 1000 junge Berufsleute arbeiteten intensiv für eine Medaille in ihrem Beruf. Die 
SwissSkills zeigten einmal mehr die Stärke unseres Berufsbildungssystems.
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Le 19 août les 
Verts avec des 
représentantes et 
représentants de 
partis, de parents, 

de séniors et de l’agriculture 
régionale avaient lancé l’initia-
tive communale «pour une ali-
mentation saine». Nous deman-
dons que les crèches, les écoles 
à journée continue et les homes 
municipaux pour personnes 
âgées de Bienne offrent des repas 
sains et équilibrés, préparés avec 

des produits frais de la région. La 
ville contribuera ainsi de manière 
importante à la prévention de 
la santé et au renforcement de 
l’agriculture régionale.

Une telle alimentation a des 
répercussions favorables sur la 
santé des enfants et des per-
sonnes âgées. En outre, les liens 
entre la ville et la campagne en 
seraient renforcés et les produc-
trices et producteurs de denrées 
alimentaires disposeraient d’un 
revenu sûr.

L’initiative soulève une ques-
tion actuelle: A Bienne, la qualité 
des repas offerts dans les struc-
tures d’accueil extrascolaires à 
fait l’objet de vifs débats; nom-
breux sont les parlementaires 
qui critiquent la livraison de Bâle 
de repas préparés de manière 
industrielle. Ils ont demandé au 
Conseil municipal de présenter 
d’ici 2015 un rapport comportant 
plusieurs solutions possibles 
pour la fourniture de repas dans 
les établissements municipaux.

La population biennoise doit 
pouvoir se prononcer sur cette 
question. L’initiative a été lan-
cée par plusieurs partis et orga-
nisations: Les Verts Bienne, le 
mouvement citoyen Passerelle, 
la Coordination des conseils de 
parents de Bienne, le Conseil 
des aînés, TerreVision, Vision 
2035 et le jardin communautaire 
«Arbre à palabres».

Urs Scheuss, 
président des Verts Bienne

L’initiative biennoise 
« pour une alimentation saine » lancée !

Anna kam in meiner Kindheit 
oft zu uns in die Ferien. Anna 
war eine alleinstehende Frau 
mit viel Herz für andere und ei-
ner traurigen Lebensgeschich-

te. Sie konnte als Kind nicht daheim bleiben, 
wurde herumgeschoben, kam von halbherzi-
gen zu herzlosen Menschen. Anna erzählte 
uns, wie es ihr einmal gelungen war, ihrem 
Grossvater zu schreiben, dass es ihr an ihrem 
Pflegeplatz nicht gut gehe. Die Grosseltern 
holten sie für eine Weile zu sich nach Hause. 
Diese Zeit blieb Anna als die schönste ihrer 
Kindheit in Erinnerung. Später kamen neue 
Entscheide und sie musste wieder weg. Anna, 
die wie alle Kinder Geborgenheit und Zuwen-
dung gebraucht und verdient hätte, war der 
Laune von Erwachsenen, den Verfügungen 
der Behörden und der Willkür ihrer Zeit ausge-
setzt.

Erste wichtige Schritte im Kanton Bern
Bereits 2006 habe ich mit einer Motion an die-
sem düsteren Kapitel der Berner Geschichte 
gekratzt und die Aufarbeitung der Geschichte 
der Verdingkinder gefordert. Die Regierung 
wollte nichts davon wissen, glücklicherweise 
verschloss sich aber der Grosse Rat den auf-
wühlenden Geschichten der ehemaligen Ver-
dingkinder nicht und überwies ein Postulat. 
Im März 2011 genehmigte der Grosse Rat mei-
nen Vorstoss, der einen Fonds für Verdingkin-

Wiedergutmachung für Verdingkinder und Opfer fürsorgerischer Zwangsmassnahmen

Zeit für Wiedergutmachung!
Dank Vorstössen der Grünen wurden im Kanton Bern erste wichtige Schritte für die Aufarbei-
tung der Geschichte der Verdingkinder angegangen. Doch das immense Leid der Betroffenen 
dauert an. Unterschreiben Sie jetzt die Wiedergutmachungsinitiative.

der und die Opfer von administrativen Mass-
nahmen forderte. Seit 2014 können sich Opfer 
nun bei der Opferhilfestelle anmelden.

Wiedergutmachung für die Opfer
Vielen Betroffenen fällt es schwer, über ihr 
Schicksal zu sprechen. Dass sie bereit waren, 
ihre Geschichten preiszugeben, bietet uns 
die Chance, daraus zu lernen. Was den Ver-
dingkindern und Opfern von administrativen 
Massnahmen zugestossen ist, darf nicht pas-

sieren. Damals nicht, aber auch heute und in 
Zukunft nicht. Das Leid, das diesen Menschen 
zugefügt wurde, fordert unsere Lernbereit-
schaft für die Zukunft, aber auch eine ehrliche 
Wiedergutmachung.

Wer etwas beitragen will, sammelt Unter-
schriften für die Wiedergutmachungsinitiati-
ve (www.wiedergutmachung.ch). Denn auch 
heute haben wir eine ganz besondere Verant-
wortung gegenüber jenen Menschen, die sich 
nicht selber wehren können. Treten wir ein für 
Menschen in besonderen Verhältnissen und 
schwierigen Lebenslagen – gemeinsam!

Christine Häsler, Grossrätin Grüne

Der Verdingbub «Chrigel», Madiswil im Kanton Bern, 1944
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Nachhaltige Quartiere als 
Rezept gegen Zersiedelung

Im Zusammenhang mit der 
Ecopop-Abstimmung wird im-
mer wieder auf die Zersiede-
lung hingewiesen. Bereits das 
halbe Land sei verbaut und 

wenn es mit der Zuwanderung so weitergehe, 
gäbe es bald kein Kulturland mehr. Doch Eco-
pop kann die Zersiedelung keineswegs aufhal-
ten, ja sie zielt mit ihren Forderungen nicht 
einmal annähernd auf den wirklich drängen-
den Punkt. Denn der Haupttreiber der Zersie-
delung ist der zunehmende Flächenverbrauch 
pro Kopf – und auf diesen hat die Ecopop-Initia- 
tive bekanntlich überhaupt keinen Einfluss.

Mit einer geschickten Siedlungspolitik, die 
den Agglomerationen ein Gesicht und Leben 
gibt, kann die zunehmende Zersiedelung der 
Schweiz aufgehalten werden. Ja, die Urba-
nisierung der Agglomerationen bringt viele 
Vorteile mit sich. In modernen, gemeinschaft-
lichen Quartieren teilen die Menschen einen 
gemeinsamen Quartierpark, möglicherweise 
sogar einen Quartiergarten. Sie haben Ge-
meinschaftsräume, die etwa für ein Geburts-
tagsfest genutzt werden können, gemeinsa-
me Werkstätten, damit nicht alle ihre eigene 
Bohrmaschine kaufen müssen, und ein quar-
tiereigenes Restaurant. Hier können die Kin-
der mittags essen, wenn beide Elternteile ar-
beiten, und abends können sich die Menschen 
aus dem Quartier zum Bier treffen. Wird das 

Dieses Jahr haben 56 Junge 
Grüne aus allen Wahlkreisen 
für den Grossen Rat kandi-
diert (in Bern und im Ober-
aargau mit eigenen Listen). 

In Köniz (Sitzgewinn!) und in Thun (Wahlen 
am 30. November) traten und treten wir 
auch auf Gemeindeebene mit eigenen Listen 

Auch 2015 die stärkste Jungpartei?

an. Darauf wollen wir aufbauen! Für die 
Nationalratswahlen werden in erster Linie 
junggrüne GemeindeparlamentarierInnen, 
Vollblutengagierte und wählerInnenstarke 
Grossratskandidierende aus dem ganzen 
Kanton antreten. Die Nomination ist im 
Februar geplant. Oberstes Ziel ist natürlich, 
möglichst viele Stimmen zum Grünen Sitzer-

halt beizutragen und «unsere» Aline Trede 
noch einmal zu unterstützen.

Wer nicht schon hat, darf sich mit Vor-
schlägen für mögliche Kandidierende gerne 
an mich (roman.gugger@me.com ) wen-
den. Wir freuen uns jetzt schon auf einen 
engagierten Wahlkampf mit euch – und eure 
(finanzielle) Unterstützung!

Roman Gugger, Präsident Junge Grüne 
Kanton Bern, Stadtrats- und Gemeinde-
ratskandidat Thun

Mehrere Arbeitsgruppen der Jungen Grünen haben sich dem Thema Zersiedelung angenom-
men. Die Urbanisierung der Agglomeration bringt viele Vorteile, wie der Erfolg von nachhalti-
gen, gemeinschaftlichen Quartieren zeigt.

Bei den Nationalratswahlen 2011 hat die gemeinsame Liste der Jungen Grünen und der Jungen 
Alternative JA! mit 0,8 Prozent als wählerInnenstärkste Jungparteienliste geglänzt. Die Jun-
gen Grünen werden auch 2015 wieder mit einer Liste antreten.

Quartier klug geplant, so hat es auch Platz für 
Gewerbe. Natürlich gehören auch die Kita und 
das Lebensmittelgeschäft miteingeplant. Ja 
sogar ein quartiereigener Lebensmittelladen 
mit landwirtschaftlichen Direktverträgen ist 
denkbar.

Junge Grüne werden aktiv
Solche Wohnmodelle sind keine Utopie, wie 
verschiedene Siedlungen zeigen, beispiels-
weise die Siedlung Oberfeld in Ostermundi-
gen. Wer einmal ein solches Quartier besucht 
und mit den Menschen gesprochen hat, weiss: 

Die Jungen Grünen wollen dem zunehmenden Flächenverbrauch pro Kopf entgegenwirken

Hier ist das «Dorfleben» noch intakt, hier 
fühlt man sich im Grünen und hat trotzdem 
alle Vorteile von stadtnahem Wohnen.

Die Jungen Grünen beschäftigen sich zur 
Zeit intensiv mit der Frage, wie wir die Zer-
siedelung stoppen und den damit indirekt 
verbundenen fremdenfeindlichen Diskurs auf 
die Wurzel des Problems – den zunehmenden 
Flächenverbrauch pro Kopf – lenken können. 
Mehrere Arbeitsgruppen mit Engagierten aus 
dem Kanton Bern und der ganzen Schweiz ar-
beiten momentan voller Elan an der Thematik 
und werden bald mit einer nationalen Kampa-
gne loslegen.

Cyrill Bolliger, Junge Grüne, AG Zersiedelung 
stoppen – gemeinsam(e) Räume schaffen

Die Siedlung Oberfeld in Ostermundigen
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Die Sozialhilfe sichert die 
Existenz von 250000 Per-
sonen in der Schweiz. Dafür 
müssen weniger als zwei Pro-
zent der Gesamtkosten für 

die soziale Sicherheit aufgewendet werden. 
Etwa ein Drittel der SozialhilfeempfängerIn-
nen sind Kinder und Jugendliche.

Eine Einzelperson erhält zum persönlichen 
Gebrauch pro Monat 986 Franken von der 
Sozialhilfe. Im System der Ergänzungsleis-
tungen beträgt der Zuschuss 1600 und das be-
treibungsrechtliche Existenzminimum 1200 
Franken. Sozialhilfe ist heute also das soziale 
Sicherungssystem mit den tiefsten Ansätzen. 
Daran ändern auch teure in die Öffentlichkeit 
gezerrte Einzelfälle nichts.

Notwendige Reformen
Diese Tatsachen müssen bei der Diskussi-
on um Reformen in der Sozialhilfe beachtet 
werden. Reformen braucht es aber, vor allem 
weil die Sozialhilfe längst nicht mehr nur in 
Notfällen vorübergehende Hilfe leisten muss. 
Gründe dafür sind Abbaumassnahmen bei 
vorgelagerten Versicherungssystemen wie 
der Invaliden- und der Arbeitslosenversiche-
rung. Viele ältere Langzeitarbeitslose und 
eine grosse Zahl von Alleinerziehenden sind 
auf jahrelange Unterstützung angewiesen. 
Das belastet einzelne Gemeinden übermäs-
sig. Es braucht deshalb dringend Reformen 
bei der Finanzierung der Sozialhilfe, konkret 
einen gerechteren Finanzausgleich zwischen 
Kantonen und Gemeinden. Die SKOS ersetzt 
mit ihren Richtlinien das fehlende Bundesrah-

Die Grünen wollen Armut bekämpfen, nicht die Sozialhilfe

Sozialhilfe im Gegenwind
Noch nie wurde das schweizerische Sozialhilfesystem so frontal angegriffen wie heute. Verschiedene Kantone und Gemeinden halten sich nicht 
mehr an die Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS). Die SVP hat eigens eine Arbeitsgruppe ins Leben gerufen, um die 
Sozialhilfe zu schwächen, und einige Medien – vorab der Blick – hauen gegen die Ärmsten auf den Putz. Die Politik ist auf allen Ebenen heraus-
gefordert, diese menschenunwürdige Kampagne mit Fakten und sinnvollen Reformvorschlägen zu stoppen.

In verschiedenen Gemeinden im Kanton 
Bern fanden und finden diesen Herbst 
Gemeindewahlen statt. Die Grünen Ober-
aargau und die Grünen Seedorf durften 
dabei schöne Erfolge feiern: In Madiswil 
wurde die Grüne Gemeinderätin Christine 
Badertscher im Oktober mit einem her-
vorragenden Resultat wiedergewählt. Mit 
486 Stimmen wurde sie mit nur gerade drei 
Stimmen Differenz auf den erstplatzierten 
SVP-Gemeinderat mit dem zweitbesten 
Resultat im Amt bestätigt. In Seedorf 
schaffte Ueli Hügli Anfang November die 

Gemeindewahlen

mengesetz, das vom Ständerat 2013 einmal 
mehr versenkt wurde.

Verfassung garantiert Hilfe in Notlagen
Das neue SKOS-Präsidium reagierte unver-
züglich. Eine Vereinbarung zur Verabschie-
dung der SKOS-Richtlinien durch die Schwei-
zerische Konferenz der Sozialdirektorinnen 
und -direktoren zuhanden der Kantone und 
Gemeinden ist in Vorbereitung. Die SKOS 
stellt Richtlinien zur Verfügung, die auf wis-
senschaftlichen Erkenntnissen basieren und 
praxistauglich sind. Es ist Aufgabe der Kan-
tone und des eidgenössischen Parlaments, 
gemeinsam eine Lösung zu finden, die natio-

nale Mindeststandards garantiert und damit 
dem verfassungsmässigen Recht auf Hilfe in 
Notlagen nachkommt. Zu dieser Lösung muss 
auch ein Regelwerk gehören, das die unter-
schiedlichen Belastungen in den Gemeinden 
berücksichtigt und verhindert, dass die Ärms-
ten in ärmeren Gemeinden und Kantonen 
gegenüber jenen in besser gestellten benach-
teiligt werden. Je mehr Absetzbewegungen es 
vom bestehenden Regelwerk der SKOS gibt, 
desto mehr steigt der Druck, einheitliche Lö-
sungen auf nationaler Ebene zu etablieren.

Therese Frösch, Co-Präsidentin SKOS, 
ehem. Nationalrätin Grüne

Der Blick greift das schweizerische Sozialhilfesystem frontal an wie nie zuvor.

Wiederwahl in den Gemeinderat. Die Grünen 
Seedorf haben in einem stark bürgerlich 
geprägten Umfeld einen WählerInnenanteil 
von 13,7 Prozent erreicht. Ein zweiter Sitz 
für die rot-grüne Listenverbindung wurde 
nur knapp verpasst. Die Grünen Kanton Bern 
gratulieren Christine Badertscher und Ueli 
Hügli und wünschen ihnen weiterhin viele 
grüne Erfolge. 

In Thun und Steffisburg finden die 
Gemeindewahlen am 30. November statt. 
In Steffisburg kandidieren acht Grüne und 
Junge Grüne für den Grossen Gemeinderat. 

Die Grünen waren bisher mit Peter Walti, 
der zurücktritt, im Gemeindeparlament 
vertreten. In Thun treten die Grünen und 
die Jungen Grünen mit je einer Liste zu den 
Stadtratswahlen an. Die Jungen Grünen 
wollen einen eigenen Sitz im Stadtparlament 
erobern, die Grünen ihre vier Sitze halten. 
Mit Andrea de Meuron (Grossrätin und 
Stadträtin), Thomas Hiltpold (Stadtrat) und 
Roman Gugger (Präsident Junge Grüne Kan-
ton Bern) kandidieren zudem drei Grüne für 
den Gemeinderat. Die Grünen Kanton Bern 
wünschen allen Kandidierenden viel Erfolg.
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Städtische Kulturförderung und Schwerpunkte ab 2016

Freie Mittel für die 
zeitgenössische Kultur ausbauen

Der GFL bereitete der grosse 
Zeitdruck Sorge, der für die 
Zusammenführung «Dampf-
zentrale-Schlachthaus» ur-
sprünglich aufgesetzt wurde. 

Damit dieser Prozess in einem Klima des ge-
genseitigen Vertrauens fortgesetzt werden 
kann, bietet die Stadt nun Hand, mit einem 
Leistungsvertrag für ein oder zwei Jahre eine 
Übergangslösung zu finden. Für die GFL ist 
es wichtig, spannende Kulturprojekte und 
nicht möglichst viele einzelne Häuser zu un-
terstützen. Durch die beabsichtigte Fusion 
von Dampfzentrale und Schlachthaus sollen 
deshalb vermehrt Co-Produktionen durch die 
freie Szene und eine bessere Raumnutzung 
ermöglicht werden.

Grundsätzlich enthält der Finanzierungs-
plan interessante Elemente, die nun vertieft 
diskutiert werden müssen. Es ist aber schade, 
dass nicht zuerst die bestehende Kulturstra-
tegie aufdatiert wurde. Somit muss die Dis-
kussion um die zukünftige Mittelverteilung 
geführt werden, ohne die Ausgangslage zu 
kennen: Welches sind die Sparten, die mit 
Raumproblemen und Unterfinanzierung zu 

kämpfen haben? Für die GFL ist es wichtig, 
den Anteil der freien Mittel für die zeitgenös-
sische Kultur auszubauen und die Kriterien 
für die Mittelvergabe offenzulegen. Die Stra-
tegie soll auch die Kulturvermittlung und die 
Jugendkultur thematisieren.

Lukas Gutzwiller, 
Stadtrat und Vize-Präsident GFL

Abstimmung zum Tram Region Bern vom September 2014

Stadtregion Bern 
neu denken und aufgleisen

www.gbbern.ch
Grünes Bündnis

Der Lebens- und Entwicklungsraum und der 
politische Entscheidungsraum stimmen im-
mer weniger überein. «Bern NEU gründen» 
zeigt Alternativen auf.

Eine Mehrheit der Stim-
menden aus Ostermundi-
gen, Köniz und Bern hat am 
28.  September für das Tram 
Region Bern gestimmt. 33972 

Ja-Stimmen standen 28 785 Nein-Stimmen 
gegenüber. Trotz der erfreulichen Unterstüt-
zung durch eine Mehrheit der Stimmenden 
ist das Tram Region Bern «entgleist», gab es 
doch in Köniz und Ostermundigen Nein-Mehr-
heiten zum Tram. Das Beispiel zeigt: der poli-
tische Entscheidungsraum und der effektive 
Entwicklungsraum stimmen immer weniger 
überein.

Alternativen für eine Stadtregion Bern 
2030 zeigt eine neue Studie des Vereins «Bern 
NEU gründen» (www.bernneugruenden.ch) 
auf. Mit einer Fusion der 12 Gemeinden Kö-

niz, Ostermundigen, Muri, Ittigen, Zollikofen, 
Wohlen, Bolligen, Bremgarten, Kehrsatz, 
Kirchlindach, Frauenkappelen und Bern wür-
de die Stadtregion über 240000 EinwohnerIn-
nen und über 190000 Beschäftigte 
umfassen und wäre die zweitgröss-
te Stadt der Schweiz. Aus grüner 
Sicht wichtig sind die inhaltlichen 
Vorteile, die eine solche Fusion in 
den Bereichen Planung, Siedlung 
und Verkehr, Natur- und Umwelt-
schutz, regionale Energiepolitik 
oder im Sozialbereich bringen wür-
de. Potenziale zeigt die Studie zum 
Beispiel bei der familienergänzen-
den Kinderbetreuung, aber auch bei 
den geforderten Energierichtplänen 
auf. Die Grünen hoffen auf eine 
breite zukunftsweisende Diskussi-
on über die Idee einer Stadtregion 
Bern. Ein völlig rückwärts orientier-
tes Konzept fordert hingegen das 
neue Initiativprojekt von SVP-Nati-

onalrat Joder: Dieses will im Kanton Bern das 
Gemeinde-Reduit noch mehr zementieren. 

Natalie Imboden, Grossrätin Grüne

Bis Ende August war der Finanzierungsplan 
der städtischen Kulturförderung in der 
öffentlichen Vernehmlassung. Die neuen 
Schwerpunkte intensiv diskutiert und Positi-
on bezogen hat auch die GFL.
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Die starke Zuwanderung in 
die Schweiz ist eine Folge des 
Standort- und Steuerdum-
pings. Internationale Unter-
nehmen verlegen ihren Haupt-

sitz in die Schweiz, weil sie hier kaum Steuern 
bezahlen und trotzdem auf gute staatliche 
Dienstleistungen zählen können. Auch für 
reiche AusländerInnen gibt es ein spezielles 
Lockvogelangebot: die sogenannte Pauschal-
besteuerung. Gut situierte AusländerInnen 
können auf kantonaler und eidgenössischer 
Ebene von der Pauschalbesteuerung profitie-
ren, sofern sie in der Schweiz keine Erwerbs-
tätigkeit ausüben.

Privilegien für russische Oligarchen?
Dieses System schafft zwei Arten von Un-
gleichheit. Erstens privilegiert es ausländi-

Ja zur Volksinitiative «Schluss mit den Steuerprivilegien für Millionäre»

Steuergerechtigkeit jetzt!
Die Initiative «Schluss mit den Steuerprivile-
gien für Millionäre», die am 30. November zur 
Abstimmung kommt, will die Pauschalsteuer 
gesamtschweizerisch abschaffen. Die Grünen 
engagieren sich für ein Ja zur Initiative, um 
dem unfairen Steuer- und Standortdumping 
durch die Pauschalsteuer ein Ende zu setzen.

sche Reiche gegenüber inländischen Reichen. 
Zweitens privilegiert es äussert vermögende 
Personen gegenüber den ArbeitnehmerInnen 
mit Lohnausweis und den einheimischen KMU. 
Der russische Oligarch Viktor Vekselberg zum 
Beispiel ist einer der über 5000 Pauschalbe-
steuerten. Er ist nicht in die Schweiz gekom-
men, um hier als glücklicher Rentner Rosen zu 
züchten. Nein, der Milliardär und Grossaktio-
när lebt in der Schweiz, um hier seine Steuern 
zu optimieren. Als die Bevölkerung im Kanton 
Zürich die Pauschalsteuer abschaffte, zog die 
Nummer 52 auf der Weltrangliste der Reichs-
ten deshalb flugs in den Kanton Zug weiter.

Initiative will Pauschalsteuer gesamtschwei-
zerisch abschaffen
Damit die kantonalen Bemühungen zur Auf-
hebung der Pauschalsteuer nicht von den 
Nachbarkantonen ausgebootet werden, will 
eine nationale Initiative reinen Tisch machen. 
Der Bundesrat lehnt die Initiative ab, obwohl 
er damit eine Rechtsungleichheit zementiert. 
Er lehnt sie ab, obwohl er damit den Grund-
satz der Besteuerung nach wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit aushebelt. Er lehnt sie ab, 
obwohl er so die Steuermoral untergräbt. Er 

lehnt sie ab, obwohl er die Steuerflucht aus 
anderen Ländern fördert. Umso wichtiger ist 
es, dass sich die Grünen engagiert gegen das 
Steuer- und Standortdumping einsetzen.

Regula Rytz, 
Nationalrätin und Co-Präsidentin Grüne

Gstaad, die Berner Hochburg der Pauschal-
besteuerten. Sie wohnen in teuren Chalets 
und jetten um die Welt – bezahlen aber kaum 
Steuern.

Agenda
n 21.11.2014: Öffentliche Tagung des Photo-
voltaik-Labors der Berner Fachhochschule.  
Das Photovoltaik-Labor der Berner Fach-
hochschule lädt nach Burgdorf zu einer 
öffentlichen Tagung «25 Jahre Solarstrom-
börse (kostendeckende Einspeisevergütung 
KEV) – eine Burgdorfer Erfindung verändert 
die Welt!» ein. Dabei wird vom schwierigen 
Start der Solarstrombörse in Burgdorf bis 
zum Durchbruch der Photovoltaik berichtet. 
AnwenderInnen, Unternehmen und Kritiker-
Innen schildern die Auswirkung der KEV auf 
ihre Geschäfte. 9–17 Uhr, Aula der Berner 
Fachhochschule, Pestalozzistrasse 20, Burg-
dorf. Mehr Informationen: www.pvtest.ch.
n 13.01.2015: Informations- und Diskussi- 
onsabend zum Thema Windenergie. Wind- 
energie in der Region Bern-Mittelland?  
Die Grünen Sektionen Grüne Freie Liste 
Bern, Grünes Bündnis Bern, die Grünen  
Mittelland-Nord und die Grünen Mittelland-
Süd laden zu einer öffentlichen Veranstal-
tung mit Andreas Matter (Grüne Wohlen, 
Präsident Genossenschaft Solarkraftwerk 

Wohlen), Barbara Schwickert (Gemeinde- 
rätin Grüne Biel, Direktorin Bau, Energie 
und Umwelt), Andreas Stalder (GFL Bern, 
Geograf) und einer Vertretung der Regional-
konferenz Bern-Mittelland ein. 19 Uhr,  
Politforum Käfigturm, Marktgasse 67, Bern.
n 20.01.2015: Delegiertenversammlung  
Grüne Kanton Bern. Die Grünen Kanton 
Bern treten mit 25 Kandidierenden aus allen 
Regionen des Kantons zu den Nationalrats-
wahlen an. An der Delegiertenversammlung 
vom 20. Januar 2015 nominieren die Dele-
gierten die 25 Kandidierenden. Die Delegier-
tenversammlung steht allen Mitgliedern 
offen. 19 Uhr, Bern. Mehr Informationen: 
www.gruenebern.ch/agenda.
n 26.01.2015: Krankenkassen im Kanton 
Bern – steigende Prämien und sinkende  
Verbilligungen?  Aufgrund der Sparbeschlüs-
se des Grossen Rates vom November 2013 
haben im Kanton Bern ab Januar 2014 min-
destens 40 000 Personen ihren Anspruch 
auf eine Verbilligung der Krankenkassen-
prämien verloren. Die Kürzungen bei den 

Verbilligungen bei den Krankenkassenprä-
mien treffen breitere Bevölkerungsschich-
ten und Menschen mit unteren und mittle-
ren Einkommen und erschweren damit die 
Lebensbedingungen einer Bevölkerungs-
gruppe, die auf Unterstützung und nicht 
auf zusätzliche Hürden angewiesen ist. 
Die Grünen wehren sich auf politischer und 
juristischer Ebene gegen die unsoziale Spar-
massnahme und prüfen ein Referendum 
gegen die anstehende Gesetzesänderung. 
Die Arbeitsgruppe Gesundheit und Sozia-
les der Grünen Kanton Bern lädt zu einer 
öffentlichen Diskussionsrunde ein. Auf dem 
Podium: Christine Häsler (Grossrätin Grüne, 
Ständeratskandidatin), Peter Brand (Gross-
rat SVP, Fraktionspräsident), Hanspeter 
Kohler (Grossrat FDP.Die Liberalen, Prof. 
Dr. med.), Daniel Lampart (Schweizerischer 
Gewerkschaftsbund), Felix Wolffers (Leiter 
Sozialamt Stadt Bern, Co-Präsident SKOS). 
Diskussionsleitung: Natalie Imboden, Gross-
rätin Grüne. 19 Uhr, Politforum Käfigturm, 
Marktgasse 67, Bern.
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Nein zur Ecopop-Initiative

Grüne Gründe gegen Ecopop
Die Ecopop-Initiative will die jährliche «Nettozuwanderung» in die Schweiz auf 0,2 Prozent 
der ständigen Wohnbevölkerung reduzieren und mindestens zehn Prozent der Schweizer 
Entwicklungshilfe für Massnahmen der freiwilligen Familienplanung in armen Staaten re-
servieren. Die Grünen lehnen die brandgefährliche Initiative entschieden ab.

Abstimmungs-
parolen

Jetzt 
unterschreiben

n Nein zur Ecopop-Initiative (siehe oben)
n Ja zur Initiative «Schluss mit den Steuer-
privilegien für Millionäre» (siehe Seite 7) 
n Nein zur Gold-Initiative:
Die Gold-Initiative fordert, dass die Natio-
nalbank keine Goldreserven mehr verkaufen 
darf und alle Goldreserven in der Schweiz 
lagern muss. Weiter verlangt die Initiative, 
dass die Nationalbank mindestens 20 Pro-
zent ihrer Reserven in Form von Gold halten 
muss. Der Bundesrat und das Parlament 
lehnen die Initiative ab. Nur mit einem Nein 
zur Initiative wird der für die Nationalbank 
notwendige Spielraum bewahrt. Denn um 
ihren Verfassungsauftrag zu erfüllen und 
den Franken stabil zu halten, muss die  
Nationalbank flexibel und unabhängig han-
deln können. Die Initiative würde Reaktionen 
auf Entwicklungen am Finanzmarkt jedoch 
verunmöglichen und damit der Volkswirt-
schaft schaden.

Unterschreiben Sie jetzt das Referendum 
gegen die zweite Gotthardröhre. Die zweite 
Strassenröhre am Gotthard ist ein Angriff 
auf den verfassungsmässigen Alpenschutz, 
wie ihn die Stimmbevölkerung mit der An-
nahme der Alpen-Initiative 1996 beschlos-
sen hat. Volk und Stände haben diese 
Haltung bestätigt, als sie 2004 den Gegen-
vorschlag zur Avanti-Initiative ablehnten.
Die Tunnel-Variante ist unnötig und viel zu 
teuer. Die Sanierung des Gotthard-Tunnels 
ist mit einem Bahnverlad für Autos und 
Lastwagen ohne weiteres machbar. Damit 
liessen sich unter Einbezug der Folgekosten 
drei Milliarden Franken einsparen. Kommt 
die zweite Gotthard-Strassenröhre, fehlt 
dieses Geld für den Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs und des Langsamverkehrs in den 
Agglomerationen und in den Berggebieten. 
Mehr Informationen und Unterschriftenbo-
gen: www.gruenebern.ch.
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SFH sagt Nein zu Ecopop
«Durch die drastische von 
der Initiative vorgegebene 
Reduktion der Zuwanderung 
würden zwangsläufig Schutz 

suchende Menschen gegen MigrantInnen aus 
wirtschaftlichen Gründen ausgespielt. Verlie-
rer wären die Flüchtlinge. Die von den Initian- 
ten angepeilte Beschneidung der direkten 
Hilfe der Schweiz für die Ärmsten dieser Welt 
zugunsten einer chauvinistisch motivierten 
Familienplanung vermöchte keinen Beitrag 
zur Abschwächung des Bevölkerungswachs-
tums zu leisten. Die Ecopop-Initiative ist des-
halb als untauglicher Versuch, die ökologi-
schen Belastungen durch eine Reduktion von 
Menschen in der Schweiz und in der Dritten 
Welt zu reduzieren, abzulehnen.»

Beat Meiner, Generalsekretär 
Schweizerische Flüchtlingshilfe SFH

Umweltprobleme kennen 
keine Grenzen
«Wenn alle so leben würden, 
wie wir hier in der Schweiz, 
bräuchten wir auf die Dauer 

2,8 Planeten. Es braucht einen Kurswechsel, 
um langfristig eine hohe Lebensqualität für 
alle zu ermöglichen. Die Ecopop-Initiative 
blendet aber aus, dass Umweltprobleme kei-
ne Grenzen kennen. Entscheidend ist nicht, 
ob jemand im Tessin oder in Italien lebt; 
entscheidend ist, wie sie oder er lebt. Gegen 
Ressourcenverschleiss, Luftverschmutzung 
und Zersiedelung braucht es darum nicht 
eine andere AusländerInnenpolitik, sondern 
eine konsequente Umweltpolitik.»

Eliane Brechbühl, 
Studentin Materialwissenschaft

Ecopop bringt der Umwelt nichts. Gegen Res-
sourcenverschleiss und Zersiedelung braucht 
es nicht eine andere AusländerInnenpolitik, 
sondern eine konsequente Umweltpolitik.
Ecopop baut Mauern um die Schweiz. Der 
endgültige Abschied von der Personenfreizü-
gigkeit führt zum Bruch mit Europa – mit allen 
negativen Folgen für die Schweiz.

Ecopop macht MigrantInnen zu Menschen 
zweiter Klasse. Die Initiative verschlechtert 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen von Mi-
grantInnen in der Schweiz.

Ein ausführliches Argumentarium finden Sie 
auf www.gruenebern.ch/positionen/abstim-
mungen. 

Am 1. November demonstrierten in Bern 8000 Menschen für eine offene und solidarische 
Schweiz und gegen die Ecopop-Initiative.


